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Drucksache 12/5321 


30. 06. 93 


Beschlußempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
(10. Ausschuß) 


zu dem Gesetzentwurf der Abgeordneten Egon Susset, Meinolf Michels, 
Richard Bayha, weiterer Abgeordneter und der Fraktion der CDU/CSU 
sowie der Abgeordneten Günther Bredehorn, Ulrich Heinrich, Johann Paintner, 
weiterer Abgeordneter und der Fraktion der F.D.P. 

— Drucksache 12/5025 — 


Entwurf eines Gesetzes zur Durchführung der Rechtsakte der Europäischen 
Gemeinschaft über Bescheinigungen besonderer Merkmale 
von Agrarerzeugnissen und Lebensmitteln 
(Lebensmittelspezialitätengesetz — LSpG) 


A. Problem 

Es fehlen derzeit in der Bundesrepublik Deutschland entspre- 
chende Regelungen, zur Durchführung der Verordnung (EWG) des 
Rates Nr. 2082/92 über die Bescheinigungen besonderer Merk- 
male von Agrarerzeugnissen und Lebensmitteln sowie der Durch- 
führungsverordnung der EG-Kommission, wozu die EG-Mitglied- 
staaten verpflichtet sind. 

B. Lösung 

Erlaß des Lebensmittelspezialitätengesetzes, das die Zuständigkeit 
zur Durchführung des Bescheinigungsverfahrens dem Bundesamt 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten überträgt und hinsicht- 
lich der Durchführung der übrigen Vorschriften der EG-Verord- 
nung es bei der Zuständigkeit der Länder beläßt. Das Gesetz schafft 
die erforderlichen Ermächtigungsgrundlagen und führt u. a. zivil- 
rechtliche Unterlassungs- und Schadensersatzansprüche und zum 
Zwecke der Überwachung nebenstrafrechtliche Bestimmungen 
ein. 

Einstimmige Annahme im Ausschuß. 
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C. Alternativen 

Keine 


D. Kosten 

Kosten für Länder und Gemeinden fallen nicht an. Die Kosten der 
nach den Verordnungen vorgesehenen Kontrollen sind von den 
Verwendern der Bescheinigungen besonderer Merkmale zu tra- 
gen. Der Bund wird ebenfalls nicht mit zusätzlichen Kosten 
belastet, da der Verwaltungsaufwand für die Bundesverwaltung 
voraussichtlich keine neue Stellen erfordert. 
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Beschlußempfehlung 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 12/5025 — mit den folgenden 

Maßgaben, im übrigen imverändert anzunehmen. 

a) § 7 Abs. 1 wird wie folgt gefaßt: 

„(1) Mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe 
wird bestraft, wer 

1. eine nach der Verordnung (EWG) Nr. 2082/92 geschützte 
Verkehrsbezeichnung oder Kennzeichnung in einer Weise 
verwendet, die zur Irreführung geeignet ist, oder 

2. einem Gebot oder Verbot der in § 1 Abs. 1 genannten 
Rechtsakte zuwiderhandelt, soweit eine Rechtsverordnung 
nach Absatz 3 für einen bestimmten Tatbestand auf diese 
Strafvorschrift verweist." 

b) § 10 wird wie folgt gefaßt: 


*§ 10 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft." 


Bonn, den 30. Juni 1993 


Der Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

Siegfried Hornung Matthias Weisheit 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Bericht des Abgeordneten Matthias Weisheit 


1. Beratungsgang 

Der Deutsche Bundestag hat in seiner 161. Sitzung am 
27. Mai 1993 den Gesetzentwurf — Drucksache 
12/5025 — in Erster Lesung beraten und ihn federfüh- 
rend an den Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten sowie zur Mitberatung an den Rechtsaus- 
schuß und den Ausschuß für Gesundheit überwie- 
sen. 

Der Rechtsausschuß hat mitgeteilt, daß er einver- 
nehmlich keine verfassungsrechtlichen oder sonsti- 
gen rechtlichen Bedenken gegen den Gesetzentwurf 
— Drucksache 12/5025 — erhebt. 

Der Ausschuß für Gesundheit hat den Gesetzentwurf 
in seiner Sitzung am 24. Juni 1993 beraten und 
einstimmig — bei Abwesenheit des Mitglieds der 
Gruppe der PDS/Linke Liste und des Mitglieds der 
Gruppe BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN — zur Kenntnis 
genommen. 


2. Inhalt der Vorlage 

Mit der Verordnung wird Herstellern von Agrarer- 
zeugnissen und Lebensmitteln die Möglichkeit eröff- 
net, für Erzeugnisse mit besonderen Beschaffenheits- 
merkmalen (Spezialitäten) durch Eintragung der Pro- 
duktbezeichnung in ein EG-Register und durch die 
Kennzeichnung einen besonderen Schutz zu erlan- 
gen. Durch diese agrarpolitische Maßnahme soll der 
Absatz land- und emähnmgswirtschaftlicher Pro- 
dukte gefördert werden. 

Der Gesetzentwurf regelt im wesentlichen das 
Bescheinigungsverfahren (Zuständigkeit beim Bun- 
desamt für Ernährung und Forstwirtschaft), Unterlas- 
sungs- und Schadensersatzansprüche, Überwa- 
chungs- und Kontrolleinrichtungen, private Kontroll- 
stellen, Gebühren und Auslagen sowie Straf- und 
Bußgeldvorschriften. 

Das Gesetz sieht eine Bundeszuständigkeit für den 
von den Mitgliedstaaten zu regelnden Teil des 
Bescheinigungsverfahrens vor. Dadurch wird sicher- 
gestellt, daß bundesweit für alle Antragsteller gleiche 
Bedingungen gelten. Im übrigen soll die Verordnung 
durch die Länder durchgeführt werden, da deren 
Überwachungsbehörden über die erforderliche Fach- 
kompetenz verfügen. 


3. Beratung im 10. Ausschuß 

Der Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten hat den Gesetzentwurf — Drucksache 
12/5025 — in seiner 65. Sitzung am 30. Juni 1993 
beraten. Dabei ist er den im Gesetzentwurf angeführ- 
ten Begründungen gefolgt. 


Bei der Beratung im Ausschuß für Ernährung, Land- 
wirtschaft und Forsten wurde nochmals klargestellt, 
daß es sich bei dem vorliegenden Gesetzentwurf um 
eine Umsetzung von EG-Regelungen handelt [Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 2082/92]. 

Die Regierungskoalition von CDU/CSU und F.D.P. 
beantragte im Ausschuß, daß der Entwurf eines 
Lebensmittelspezialitätengesetzes in zwei Punkten 
geändert wird: 

1. § 7 wird wie folgt gefaßt: 

.§7 

Strafvorschriften 

(1) Mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit 
Geldstrafe wird bestraft, wer 

1. eine nach der Verordnung (EWG) Nr. 2082/92 
geschützte Verkehrsbezeichnung oder Kenn- 
zeichnung in einer Weise verwendet, die zur 
Irreführung geeignet ist, oder 

2. einem Gebot oder Verbot der in § 1 Abs. 1 
genannten Rechtsakte zuwiderhandelt, soweit 
eine Rechtsverordnung nach Absatz 3 für einen 
bestimmten Tatbestand auf diese Strafvorschrift 
verweist. " 

Die Regierungskoalition von CDU/CSU und F.D.P. 
führt zu § 7 an, daß es erforderlich ist, um dem 
strafrechtlichen Bestimmtheitsgebot des Arti- 
kels 103 Abs. 2 des Grundgesetzes Rechnung zu 
tragen, das Verbot der irreführenden Verwendung 
der nach dem Gemeinschaftsrecht geschützten 
Verkehrsbezeichnung und Kennzeichnung (das 
Gemeinschaftszeichen nach Artikel 12 und die 
besondere Angabe nach Artikel 15 Abs. 1 der 
genannten Verordnung) einer Lebensmittelspezia- 
lität durch eine selbständige Strafnorm zu erfassen 
ist. Das Gemeinschaftsrecht enthält insoweit keine 
ausreichenden Handlungsgebote oder -verböte, an 
die mit einer unselbständigen Strafnorm — wie 
ursprünglich vorgesehen — angeknüpft werden 
könnte. Eine Änderung des Entwurfes ist deshalb 
notwendig. 

2. § 10 wird wie folgt gefaßt: 

*§ 10 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung 
in Kraft." 

Als Begründung führen die Antragsteller zu § 10 an, 
daß der o. a. Gesetzentwurf vom Bundesrat nach der 
Sommerpause beraten wird, so daß das Gesetz daher 
nicht — wie vorgesehen — am 24. Juli 1993 in Kraft 
treten kann. Ein rückwirkendes Inkrafttreten des 
Gesetzes kommt wegen des Rückwirkungsverbotes 
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nicht in Betracht, da der Gesetzentwurf Strafvorschrif- 
ten enthält. 

Der Ausschuß ließ sich erläutern, daß „Lebensmittel- 
spezialitäten" zwei Schutzebenen beinhalten, die 
durch Eintragung von Name (z. B. Pumpernickel), und 
Rezeptur („Spezifität; z. B. Backzeit, Sirupzusatz usw.) 
in ein von der EG -Kommission geführtes Register 
konkretisiert werden. 

Die Hersteller können dann ein von der EG-Kommis- 
sion noch festzulegendes EG-Logo führen. 

Die Mißbrauchsüberwachung (§ 4) soll verhindern, 
daß das EG-Logo mißverständlich oder irreführend 


verwendet wird. In diesem Bereich sollen private 
Kontrollstellen (§ 5) nicht eingesetzt werden. 

Die Zuständigkeit der Länder gelte für den gesamten 
Bereich der Überwachung; eine Herstellerkontrolle 
scheide wegen des Verbotes der „Mischverwaltung" 
aus, da die Überwachung als einheitliche Aufgabe nur 
einen Kompetenzträger zur Ausführung zugewiesen 
wurde. 

Der Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten hat den Gesetzentwurf — Drucksache 
12/5025 — einstimmig — bei Abwesenheit der 
Gruppe der PDS/Linke Liste — angenommen. 


Bonn, den 30. Juni 1993 


Matthias Weisheit 
Berichterstatter 
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